
 

 

Bekanntgabe des Regierungspräsidiums Stuttgart über die Feststellung des Nichtbe
stehens der UVP-Pflicht für ein Vorhaben gemäß §§ 5 ff. des Gesetzes über die Umwelt
verträglichkeitsprüfung (UVPG)  

Die terranets bw GmbH hat beantragt, die bestandskräftigen Planfeststellungsbe
schlüsse zur Süddeutschen Erdgasleitung zum Abschnitt III (Siegelsbach bis Aichwald) 
und Abschnitt IV (Aichwald bis Station Amerdingen in Bissingen) nach §§ 43 ff. Energie
wirtschaftsgesetz (EnWG) in Verbindung mit §§ 72 ff. Landesverwaltungsverfahrensge
setz (LVwVfG) – jeweils in der derzeit geltenden Fassung – zu ändern.  

Die beantragten Planänderungen betreffen die Gemarkungen Heutingsheim, Beihingen, 
Neckarweihingen, Hochberg, Bittenfeld, Neustadt, Endersbach, Stetten und Schanbach. 
Die Änderungen erschöpfen sich weitestgehend in kleinräumige Trassenverschiebungen, 
um den erforderlichen Abstand zu bestehenden Hochspannungsfreileitungen und Was
serleitungen einhalten zu können. Im Übrigen sind zusätzlich auf der Gemarkung Heu
tingsheim Änderungen im Zusammenhang mit der Schaffung eines geeigneten Kreu
zungswinkels mit einer Bahnstrecke und auf der Gemarkung Beihingen bezüglich eines 
geänderten Bauverfahrens bei der Querung einer Kreisstraße vorgesehen. Auf den Ge
markungen Heutingsheim, Bittenfeld, Neustadt, Stetten und Schanbach sind darüber hin
aus auch Änderungen der planfestgestellten Arbeitsflächen im Sinne einer Erweiterung 
der Arbeitsflächen, aber auch teilweise deren Reduzierung vorgesehen. 

Für das Änderungsvorhaben war gemäß § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 4 UVPG i.V.m. § 7 Abs. 
1, Abs. 4 UVPG eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. Die allgemeine Vorprüfung 
wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufge
führten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Änderungsvorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei 
der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Zur Vorbereitung der Vorprüfung 
hat die Vorhabenträgerin gemäß § 7 Abs. 4 UVPG geeignete Angaben nach Anlage 2 zum 
UVPG zu den Merkmalen des Änderungsvorhabens und des Standorts sowie zu den mög
lichen erheblichen Umweltauswirkungen des Änderungsvorhabens übermittelt.  

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum 
UVPG aufgeführten Kriterien durch das geplante Änderungsvorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen auf die in § 2 Abs. 1 UVPG genannten Schutzgüter zu 
erwarten sind.  

Die im Umfeld des Änderungsvorhabens vorhandenen Ortslagen und Siedlungsgebiete 
wurden bereits im Rahmen der ursprünglichen Planfeststellung berücksichtigt. Durch den 
Betrieb der nur punktuell geänderten Erdgasleitung ergeben sich im Vergleich zum be
reits planfestgestellten Vorhaben keine relevanten nachteiligen Auswirkungen.  
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Die mit dem Änderungsvorhaben verbundene dauerhafte und vorübergehende Flächen
inanspruchnahme wird zum Teil auf einzelnen Flächen vergrößert, reduziert sich aber im 
Vergleich zur ursprünglichen Planung vereinzelt auch. Insbesondere die temporär benö
tigten Arbeitsflächen wurden reduziert, soweit dies möglich ist. Die temporären Arbeits
flächen betreffen darüber hinaus im Wesentlichen lediglich Wiesen und Ackerflächen. 
Vorgesehen ist, diese Flächen nach Abschluss der Baumaßnahmen zu rekultivieren. Das 
Bodenschutzkonzept sieht zudem verschiedene Maßnahmen zum Schutz der vorhande
nen Böden vor baubedingten Schäden, insbesondere vor Verdichtungen, vor. Durch den 
Einsatz einer bodenkundlichen Baubegleitung wird der fachgerechte Umgang mit Böden 
insgesamt dokumentiert und überwacht. Die Eingriffe in die Schutzgüter Fläche und Bo
den werden auf diese Weise auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß beschränkt.  

Auch erheblich nachteilige Umweltauswirkungen des Änderungsvorhabens auf das 
Schutzgut Wasser sind nicht zu erwarten. Die Belange des Schutzgutes Wasser werden 
durch das Änderungsvorhaben nicht zusätzlich oder anders berührt.   

Im Zuge der von der Vorhabenträgerin durchgeführten Kartierungen konnten Vorkommen 
der Artengruppen Reptilien und Vögel innerhalb oder randlich der Trassenverschiebun
gen, sowie der erweiterten Arbeitsflächen nachgewiesen werden. Unter Berücksichtigung 
der im aktualisierten Artenschutzfachbeitrag vorgesehenen Vermeidungs- und Minimie
rungsmaßnahmen (bspw. bauvorbereitende Maßnahmen, Einsatz einer ökologischen 
Baubegleitung, Aufstellen von Reptilienschutzzäunen etc.) sind erhebliche nachteilige 
Auswirkungen im Vergleich zum planfestgestellten Vorhaben jedoch nicht zu erwarten. 
Das Änderungsvorhaben befindet sich zudem teilweise innerhalb von Landschaftsschutz
gebieten. Die insoweit vorgesehenen kleinflächigen, temporären Eingriffe gehen - wenn 
überhaupt - nur geringfügig über das bereits planfestgestellt Maß hinaus.  Soweit von 
dem Vorhaben gesetzlich geschützte Biotope betroffen werden, gehen die Eingriffe über
wiegend ebenfalls nicht über das bereits planfestgestellte Maß hinaus. Bezüglich der be
troffenen Flachlandmähwiesen hat die Vorhabenträgerin außerdem ein Konzept speziell 
zu deren Schutz erstellt. Insgesamt sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir
kungen durch das Änderungsvorhaben auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt zu erwarten.  

Die dauerhaft und temporär beanspruchten Flächen weisen zudem keine besondere kli
matische Bedeutung auf. Kulturdenkmale und archäologische Prüffälle werden zum Teil 
durch das Änderungsvorhaben betroffen. Soweit Kulturdenkmale im Bereich der Trasse 
oder der Arbeitsflächen liegen, werden diese mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf bau
vorgreifend freigelegt und ausgegraben. Kulturdenkmale und Prüffälle, die sich unmittel
bar randlich des Änderungsvorhabens befinden, werden baubegleitend im Rahmen einer 
archäologischen Baubegleitung untersucht. Dies ist darüber hinaus auch für den Bereich 
der Trassenverschiebung auf Gemarkung Heutingsheim vorgesehen. Eine bauvor-
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greifende Prospektion ist für die zusätzlich benötigte Arbeitsfläche auf der Gemarkung 
Bittenfeld vorgesehen. Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnahmen und der 
mit dem Landesamt für Denkmalpflege insoweit geschlossenen Vereinbarung sind keine 
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch das Änderungsvorhaben auf das 
Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter zu erwarten.  

Auch in Summe bzw. aufgrund der Wechselwirkung zwischen den Schutzgütern des 
UVPG sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. Die jeweili
gen Eingriffe sind sowohl für sich genommen als auch kumuliert gesehen nur von gerin
gem Ausmaß. Insgesamt sind die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe und Auswir
kungen von dem Ausmaß, von der Komplexität und der Schwere als gering zu beurteilen.  

Zusammenfassend ergibt sich aus den Antragsunterlangen der Vorhabenträgerin und un
ter Berücksichtigung der Stellungnahmen der fachlich zuständigen Behörden nach über
schlägiger Prüfung, dass das Änderungsvorhaben keine erheblichen nachteiligen Um
weltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentschei
dung zu berücksichtigen wären. Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich
keitsprüfung besteht daher nicht.  

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Die Anfech
tung der Vorprüfungsentscheidung kann nur zusammen mit der Zulassungsentscheidung 
erfolgen. Die dieser Feststellung zugrundliegenden Unterlagen können im Regierungs
präsidium Stuttgart, Ruppmannstr. 21, 70565 Stuttgart nach telefonischer Voranmeldung 
unter Tel. 0711 / 904-12404 eingesehen werden.  

Stuttgart, den 10.03.2026 
Regierungspräsidium Stuttgart 
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